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Betreff:

Sachstandsbericht zu Antrag 0070/2026 der SPD, CDU, Griinen, FDP und ODP im Ortsbeirat

Mainz-Laubenheim

hier: Verkehrssicherheit FuRgangerquerung Neuweg/ RheintalstralRe

Mainz, 16. Juni 2026
gez. Steinkriger

Janina Steinkruger
Beigeordnete

Beschlussvorschlag:

Der Ortsbeirat Mainz-Laubenheim nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis.




Sachverhalt:

Die Verwaltung hat verschiedene Optionen zur Verbesserung der Situation am Fullganger-
uberweg ("Zebrastreifen") Neuweg mit folgendem Ergebnis gepriift:

Um ausreichende Flachen fir den FulRverkehr auf Seite des bisher markierten und abgepoller-
ten Gehwegs zu schaffen, muss in jedem Fall mindestens ein Stellplatz, ggf. auch mehrere
Stellplatze, entfallen. Zu bemerken ist jedoch, dass die bestehenden Stellplatze bzw. Ladezo-
nen mit einer Breite von teilweise ca. 2,00 m nicht dem heutigen Stand der Technik entspre-
chen und untermaliig sind. Breitere Fahrzeuge kénnen bereits heute nicht innerhalb der Mar-
kierungen stehen. Die tatsachliche Nutzbarkeit ist bereits eingeschrankt.

Eine Verlegung des Fullgangeriberwegs "links" der Alexander-Fleming-Stral3e und damit ein
Erhalt der vorhandenen Stellplatzsituation ist aus Sicht der Verwaltung keine Option, u.a.
auch deshalb, da die Sicht der abbiegenden Fahrzeuge auf querende FuBverkehre in den
Neuweg sehr eingeschrankt ware.

Die Fahrbahn in diesem Bereich zugunsten des Gehwegs einzuengen ist aufgrund der beno6-
tigten Flachenbedarfe abbiegender Busse nicht bzw. nur sehr eingeschrankt moglich. Dies
kann in weiteren Bearbeitungsschritten noch einmal genauer gepriift werden.

Die Verwaltung hat mehrere Varianten zur Neuordnung des Bereiches geprift. Die beiliegen-
de Vorzugsvariante zeigt eine Moglichkeit, bei der der heute markierte Gehweg baulich her-
gestellt werden soll. Bei der Vorzugsvariante ergibt sich aus Sicht der Verwaltung eine beson-
ders schllssige Anordnung der Ladezone und der MeinRad-Station (bessere Trennung zum
Gehwegbereich am FuBgangeriberweg). Es missten zwei Abstellmdglichkeiten fiir den Kfz-
Verkehr entfallen.

Weiterhin ergibt sich durch die Neuanordnung auch das Potenzial einer Teilentsiegelung. Dies
wurde mit dem Griin- und Umweltamt vorabgestimmt. In einer moéglichen, tiefergehenden
Planung kdnnen sich hier noch Anpassungen ergeben.

Die Verwaltung bittet den Ortsbeirat um eine Rickmeldung, ob in diesem Bereich Stellplatze
entfallen kdnnen und nimmt gerne Hinweise zur Konzeptidee entgegen. Auf dieser Riickmel-
dung aufbauend werden weitere Bearbeitungsschritte eingeleitet.

Seite 2 von 2



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

